
  

                     
         

      

       

        

           
        

B e s c h l u s s  
In  dem  Verwaltungsverfahren  

BK5-20/001  

gegenüber  

Deutsche Post  AG, v ertreten  durch  den  Vorstand,  Charles-de-Gaulle-Str.  20,  53113  Bonn  

- Betroffene  - 

wegen  

Überprüfung  der  Entgeltmaßnahmen  im  Privatkundenpaketsegment  (C2X)  hinsichtlich 
der  Einhaltung  der  Entgeltmaßstäbe  nach §  20 Abs.  2  Satz  1  Nr.  1 PostG  

hat  die  Beschlusskammer  5  der  Bundesnetzagentur  für  Elektrizität,  Gas,  Telekommunikation,  
Post  und  Eisenbahnen  in  der  Besetzung  
 
der  Vorsitzenden  Ute  Dreger,  
der  Beisitzerin Stephanie  Willemsen  und   
des Beisitzers Martin  Balzer  
 
am  28.01.2020  entschieden:  
 
Zur  Überprüfung  der  von  der  Betroffenen  für  das Privatkundenpaketsegment  C2X  seit  dem  
01.01.2020  erhobenen  nachfolgenden  Entgelte wird  hiermit  ein  Verfahren  der  nachträglichen 
Überprüfung  nicht  genehmigungsbedürftiger  Entgelte gemäß  § 25  Abs.  1  Satz  1  PostG  i.  V.  
m.  §  20  Abs. 2  Nr.  1 PostG  eingeleitet.  

Produkt Offline Online 
Päckchen M 4,79 € 4,49 € 

Paket 2 kg n.a. 5,49 € 

Paket 5 kg 7,49 €* 6,49 € 

Paket 10 kg 10,49 € 9,49 € 

Paket 31,5 kg 18,49 € 17,49 € 
* bereits seit dem 01.01.2019 erhoben 
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Begründung:  

Gemäß  §  25  Abs.  1  Satz  1  PostG  leitet  die Bundesnetzagentur  eine  Überprüfung von   
Entgelten ein,  wenn  ihr  Tatsachen  bekannt  werden,  die  die  Annahme  rechtfertigen,  dass  diese  
nicht  den  Maßstäben  des  §  20  Abs.  2  PostG  genügen.  Die  Einleitung  ist  der  Betroffenen  schrift-
lich mitzuteilen,  §  25  Abs.  1  Satz  2 PostG.  

 

I.   Sachverhalt  

Ende  April  2019  wurde  in der  Presse  erstmals über  neue  Preiserhöhungen  der  Betroffenen  für  
Kunden  des  Privatpaketsegments  berichtet  (Interview  Dr.  Appel  mit  WAZ  vom  27.04.2019).  
Auf  entsprechende  Nachfrage  der  Kammer  unterrichtete  die Betroffene  die  Kammer  mit  Mail  
vom  02.05.2019  über  geplante  Preiserhöhungen im  Privatkundensegment  Paket  zum  
01.07.2019.  Bereits  zum  01.01.2019  war  der  Preis für  das  Filialpaket  bis 5  kg um  0,50  €  erhöht  
worden.  Eine  zusätzliche  Preiserhöhung  sei  nach Ansicht  der  Betroffenen erforderlich   
geworden,  da der  Durchschnittserlös bei  den  Privatkundenprodukten,  anders als  im  Frühjahr  
2018  erwartet,  im  Jahr  2018  gesunken  sei.  Letzteres sei  auf  die  unerwartet  hohe  Nachfrage  
beim  Päckchen  S  sowie auf  eine beschleunigte Migration  von  Filialprodukten  zu  Online- 
produkten  zurückzuführen.  Mit  den  im  Jahr  2019  bereits realisierten und den  nun  geplanten  
Preiserhöhungen  sollten  die  ursprünglich  geplanten  und  im  Price-Cap-Verfahren  dargelegten  
Umsatzziele  erreicht  werden.  

Mit  Schreiben  vom  03.05.2019 richtete  die  Kammer  – auch  mit  Blick auf  das seinerzeit  noch  
laufende  Maßgrößenverfahren - mehrere  Rückfragen  an  die Betroffene.  Sie  bat  insbesondere  
um  Darlegung  der  Umsatz- und  Kostenwirkungen  (Zusatzerlöse)  und  etwaigen  Mengeneffekte  
der  im  C2X-Segment  zusammengefassten  Paketprodukte  im  Einzelnen  auf  Produktebene.   

Die  Kammer  wies gleichzeitig  darauf  hin,  dass die von  der  Betroffenen  vorgetragenen   
Migrationseffekte  anhand der  im  Price-Cap-Verfahren  vorgelegten  Auswertungen  nicht  nach-
vollziehbar  seien.  Sie  wies die  Betroffen  ferner  auf  die  Auswirkungen  der  Preismaßnahme  auf  
die  Lastentragfähigkeit  des C2X-Segments  hin.   

Die  Betroffene  teilte mit  Schreiben  vom  08.05.2019  mit,  von  den  für  den  01.07.2019  geplanten  
Preiserhöhungen im  Privatkundensegment  Paket  vorerst  Abstand  zu  nehmen.  Von  der   
Übermittlung der  mit  Schreiben  vom  03.05.2019  erbetenen  Angaben und  Informationen  sehe  
sie daher  ab.   

Mit  Schreiben  vom  09.09.2019  informierte  die Betroffene  die  Kammer  über  eine  beabsichtigte  
Anhebung  der  Preise für  Privatkundenpakete  und  Päckchen  zum  01.01.2020.  Die nunmehr  im  
Rahmen  der  aktuellen  Maßnahme  geplanten  Preiserhöhungen  betreffen  vornehmlich   
sämtliche  Gewichtsstufen der  Kategorie Pakete  und das Päckchen  M,  jeweils  für  online- 
frankierte  und  offline-frankierte Sendungen  (Filialfrankierung).  Darüber  hinaus beschrieb  die  
Betroffene  Wirkungen  der  Preismaßnahme  und  legte dar,  warum  von  ihrer  Vereinbarkeit  mit  
der  Maßgrößenentscheidung  auszugehen  sei.  Bei  korrekter  Berücksichtigung  der  Kosten  für  
das C2X-Segment  führe  die  geplante  Preiserhöhung  nicht  zu  einer  Erhöhung der  Tragfähigkeit  
des C2X-Paketsegments.  Die  Vereinbarkeit  der  Preismaßnahme mit  § 20  PostG  sei  ebenfalls  
gegeben.    
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Im  Nachgang  zu  einem  Gespräch zwischen  Kammer  und  Betroffener  am  17.09.2019  reichte  
die  Betroffene  am  07.10.2019  einen Schriftsatz  ein.  Darin  äußerte  sie  sich umfangreich zu den  
Struktur- und  Konsolidierungseffekten.  Zum  Nachweis der  Konsolidierungseffekte erläuterte  
sie die  angewandten  Verrechnungsbeziehungen  Paket  zwischen  den  Konzernunternehmen  
der  Betroffenen.  Insbesondere  legte sie dar,  wie  sich die  Reintegration  der  DHL-Delivery  auf  
die  Kostenrechnung  der  Betroffenen  auswirke.    

Mit  Schreiben  vom  18.10.2019 betonte die Kammer, d ass eine  postregulatorische  Unbedenk-
lichkeit  der  beabsichtigten  Preismaßnahmen  auch  nach  den  weiteren  Ausführungen  im   
Schreiben der  Betroffenen vom  07.10.2019  nicht  zugesichert w erden könne:  Sachverhalt  und  
Kostensituation  bedürften nach  wie  vor  weiterer  Aufklärung,  die im  Gespräch vom  17.09.2019  
von  der  Betroffenen  auch  zugesichert  worden  sei.  Darüber  hinaus richtete  die  Kammer  weitere  
Fragen  an  die  Betroffene,  um  die  Vereinbarkeit  der  geplanten  Preismaßnahme  mit  den  Fest-
legungen  im  Maßgrößenverfahren  beurteilen zu können.  In  der  Sache  ging  es  vor  allem  um  
vertiefende  Erläuterungen  zu vorgetragenen  Struktur- und  Konsolidierungseffekten.  

Die  Betroffene  legte  mit  Schreiben  vom  22.11.2019  weitere  Erläuterungen  zu den  beiden   
Effekten  vor.  Zum  Nachweis der  behaupteten  Konsolidierungseffekte trug  sie  zusätzlich zu  
den  Verrechnungsbeziehungen  zwischen den  Tochtergesellschaften  und  zum  originären   
Aufwand  der  DHL Delivery  GmbH  vor.  

Mit  Mail  vom  27.11.2019  stellte  die  Kammer  fest,  dass  wichtige  Fragen,  die  die  Kammer  mit  
mehreren  Schreiben  und  im  Rahmen  einer  weiteren Besprechung  am  22.10.2019  adressiert  
hatte,  weiterhin unbeantwortet  geblieben seien.  Dies gelte  insbesondere  für  die  Kosten- 
wirkungen  einer  veränderten  Nachfrage,  die Umsatzwirkungen  der  geplanten  Preismaß- 
nahmen  im  Einzelnen (produktbezogen)  sowie  für  die  Berücksichtigung  der  verbesserten  
EBIT-Situation bei  den  sonstigen  Paketdienstleistungen.  Die  postregulatorische  Unbedenk-
lichkeit  der  geplanten  Preismaßnahmen  könne  aufgrund  des  immer  noch  unzureichenden   
Informationsstands  nach  wie  vor  nicht  bestätigt  werden.  

Mit  Schriftsatz  vom  04.12.2019  legte  die  Betroffene weitere  Erläuterungen  ihrer  geplanten  
Preismaßnahme  vor,  auf  die  die Kammer  mit  Schreiben  vom  10.12.2019  mit  weiteren  Fragen,  
insbesondere  zu  den  vorgetragenen  Struktureffekten,  reagierte.  Auch der  Inhalt  des   
Schreibens der  Betroffenen,  das  am  17.12.2019  bei  der  Bundesnetzagentur  einging,  ver-
mochte  die Fragen  der  Kammer, i nsbesondere zu den  Kostenwirkungen,  letztlich nicht  zu  be-
antworten.  In diesem  Schreiben  führt  die Betroffene  an,  über  Kostendaten  für  2019 auf   
Produktebene  erst  gegen  Ende des  2.  Quartals 2020  zu  verfügen.  

Ebenfalls am  17.12.2019 wurden sowohl  in  der  Presse als auch im  Rahmen  einer  Presse- 
mitteilung der  Betroffenen  die  beabsichtigten  Preiserhöhungen  bei  Privatkundenpaketen  und  
Päckchen  zum  01.01.2020  angekündigt.    

Mit  Schreiben  vom  18.12.2019 wurde  die  Betroffene  über  die  weiterhin bestehenden   
Bedenken  der  Kammer  gegen  die geplante  Preismaßnahme  unterrichtet.  Die Kammer  riet  der  
Betroffenen,  Entgeltmaßnahmen  erst  dann durchzuführen,  wenn  die  erforderlichen produkt-
bezogenen  Kostennachweise  erbracht  werden  könnten.   

Der  Bitte der  Kammer,  zur  Vorbereitung eines  nachträglichen  Entgeltüberprüfungsverfahrens  
geschwärzte  Kopien  der  eingereichten  Schreiben  bis zum 0 6.01.2020  vorzulegen,  leistete die  
Betroffene  bislang  nicht F olge.  

Öffentliche Fassung 



    

  

 

- 4 -

II.   Bewertung:  

Der  Kammer  liegen  Tatsachen  vor,  die  die  Annahme  eines Verstoßes  gegen  den  Maßstab  des 
§  20 Abs.  2  Satz  1  Nr.  1 PostG  (Preishöhenmissbrauch)  im  Hinblick  auf  die  im  Tenor   
genannten  erhöhten  Entgelte  rechtfertigen.  Hinsichtlich der  übrigen  Zusatzleistungen  zum  
01.01.2020  erhöhten  Entgelte  behält  sich die Kammer  ein späteres Tätigwerden auf  Grund-
lage des  § 25  PostG  vor.  

Die  Beförderung  von Privatkundenpaketen  zu den geänderten  Entgeltkonditionen  bietet   
konkrete  Anhaltspunkte  für  die  Annahme  eines Verstoßes  gegen  §§  25,  20  Abs.  2  Satz  1  Nr.  1  
PostG.  Die verlangten  Entgelte  könnten  die  KeL  überschreiten  und  Aufschläge  enthalten,  die  
die  Betroffene  nur  aufgrund  ihrer  marktbeherrschenden  Stellung  durchsetzen  kann  §  20  Abs.  
2  Satz  1  Nr.  1  PostG.  Ein  Verstoß  der  im  Tenor  genannten  Entgelte  gegen  §  20  Abs.  2  Nr.  1  
PostG  kann  vorliegend  in zweierlei H insicht  gegeben  sein:   

Zum  einen  könnte ein  Preishöhenmissbrauch im  Hinblick  auf  die allgemeine  Preissetzung  für  
C2X-Produkte  vorliegen.  Denn  die  erhobenen  Beförderungsentgelte  könnten  nicht  nur  die  
KeL,  sondern  auch  die  sachlich gerechtfertigten  Lasten  überschreiten.  Damit  könnte  die   
Entgeltanpassung letztlich zu  einer  deutlich  oberhalb  der  von  der  Kammer  im  Price-Cap-Maß-
größenverfahren  BK5-18/003 angenommenen  EBIT-Verbesserung führen.   

Zum  anderen könnte  ein  Preishöhenmissbrauch auch  mit  Blick  auf  die  differenzierte   
Tarifierung  von  offline-frankierten  Paketen  im  Verhältnis zu  online-frankierten  Paketen  beste-
hen.  Denn  für  die  Beförderung  offline-frankierter  C2X-Produkte  verlangt  die  Betroffene  höhere  
Entgelte  als  bei  den betreffenden  online-frankierten  Produkten  der  jeweils selben  Gewichts-
stufe,  ohne  dass  dies mit  nennenswerten Mehraufwendungen  in der  Produktion  begründet  
werden  könnte.  Dies gilt  umso mehr,  als die  Betroffene  möglicherweise  KeL-überschreitende  
neutrale  Aufwendungen  selektiv  nahezu  ausschließlich auf  die  offline-frankierten  Pakete  ver-
rechnet,  obgleich für  dieses Vorgehen  sachlich nachvollziehbare Gründe  nicht  erkennbar  sind.     

1.  Vorliegen  nicht  genehmigungsbedürftiger  Entgelte  

Die  verfahrensgegenständlichen  Beförderungsentgelte  der  Betroffenen  sind nicht  genehmi-
gungsbedürftig.  Sie  unterliegen  nicht  der  Lizenzpflicht  nach  §  5  Abs.  1  PostG.  Die  Beförderung  
von  C2X-Paketen  stellt  keine Beförderung  von  Briefsendungen  mit  einem  Einzelgewicht  bis  
1000  Gramm  gem.  §§  5  Abs.  1,  4  Nr.  2  PostG  dar.  

2.  Verlangen der  Entgelte  

Die  Entgelte  werden  auf  einem  Markt  für  Postdienstleistungen  verlangt.  „Verlangen“  i.S.d.  §  25  
Abs.  1  Satz  1 PostG  setzt  voraus,  dass  das  Produkt  bereits  eingeführt  wurde  und  das  zur  
Überprüfung  stehende  Entgelt  bereits  von  den  Kunden  erhoben  wird.  Mit  Wirkung  zum  
01.01.2020  verlangt  die  Betroffene  für  die  Beförderung  der  C2X-Paketprodukte  die  streit- 
gegenständlichen  neuen  Entgelte.  

3.  Vorliegen  einer  marktbeherrschenden Stellung der  Betroffenen  

Die  Betroffene  ist  auf  dem  sachlich und räumlich  relevanten  einheitlichen bundesweiten Markt  
für  die  standardisierte Beförderung  von  Privatkundenpaketen bis  31,5  kg  (C2X-Marktsegment)  
marktbeherrschend.  
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(1)  Grundsätze  der  sachlichen  Marktabgrenzung  

Nach  ständiger  kartellrechtlicher  Rechtsprechung  ist  der  sachlich relevante  Markt  anhand  des  
auf  die funktionelle  Austauschbarkeit  abstellenden Bedarfsmarktkonzepts zu  bestimmen.   
Danach bemisst  sich die Marktmacht  eines  Unternehmens nach  den Austauschmöglichkeiten  
der  Marktgegenseite.  Einem  (Angebots-)Markt  sind  danach  alle Produkte zuzurechnen,  die  
aus Sicht  der  Nachfrager  nach Eigenschaft,  Verwendungszweck  und  Preislage zur  Deckung  
eines bestimmten  Bedarfs austauschbar  sind.   

In sachlicher  Hinsicht  gehört  zum  relevanten  Markt  die  standardisierte  Beförderung  von   
Privatkundenpaketen  bis  31,5  kg.  Der  sachlich  relevante  Markt  umfasst  offline- und  online-
frankierte  Päckchen  und  Pakete sämtlicher  Gewichtsstufen.  

Nicht  zum  sachlich  relevanten  Markt  zählen  Kurier- (vgl.  § 5  Abs.  3  PostG)  und  Express- 
dienstleistungen,  die  sich durch  eine  zeitdefinierte  Zustellung  mit  garantierter  Einhaltung  der  
Zeitvorgabe  abgrenzen.  Auch der  Versand  von  Paketen  in der  Sendungsrelation  B2X  ist  einem  
separaten  sachlich relevanten  Markt  zuzuordnen.  Bei  Geschäftskunden  kommt  in  der  Regel  
eine  individuelle  Entgelt- und Konditionengestaltung  zur  Anwendung,  die  sich  im  Vergleich zur  
Privatkundennachfrage  durch andere  Mengenrelationen sowie  Unterschiede  in  der  Auftrags-
abwicklung  auszeichnet.   

(2)  Räumlich relevanter  Markt  

In räumlicher  Hinsicht  ist  nach  Maßgabe  des Bedarfsmarktkonzepts  der  gesamte  inländische  
Markt  für  die  Beförderung  der  C2X-Paketprodukte  relevant.  

Der  Nachfrager  kann  seinen Bedarf  ortsunabhängig  zu  einheitlichen  Konditionen  decken.   
Außerdem  ist  der  Zugang  zu  den  Produkten  bundesweit  verfügbar.  Paketsendungen  können  
jedem  im  Bundesgebiet a nsässigem  Adressaten  zugestellt  werden.  

(3)  Marktbeherrschende Stellung  auf  dem  relevanten Postmarkt  

Auf  dem  hier  festgelegten  relevanten Markt  für  inländische  C2X-Paketsendungen  mit  einem  
Einzelgewicht  von bis zu 31,5 kg hat  die  Betroffene eine  marktbeherrschende Stellung  gemäß  
§  4  Nr.  6 PostG  i.  V.  m.  § 18  Abs.  1 GWB.   

Nach  § 18  Abs.  1  GWB  ist  ein  Unternehmen marktbeherrschend,  soweit  es  als Anbieter  oder  
Nachfrager  einer  bestimmten  Art  von  Waren  oder  gewerblichen  Leistungen  auf  dem  sachlich  
und  räumlich  relevanten  Markt  ohne  Wettbewerber  ist,  keinem  wesentlichen  Wettbewerb  aus-
gesetzt  ist  oder  eine  im  Verhältnis zu  seinen  Wettbewerbern überragende  Marktstellung  hat.  
In §  18  Abs.  2  bis  7  GWB  enthält  das  Gesetz  weitere Kriterien,  die bei  der  Beurteilung  der  
marktbeherrschenden  Stellung  zu berücksichtigen  sind.  Um  die  Marktstellung  eines Unterneh-
mens  im  Verhältnis zu seinen Wettbewerbern zu  bewerten,  ist  insbesondere  sein  Marktanteil  
zu  berücksichtigen.  Zur  Beurteilung der  Marktverhältnisse stehen  der  Bundesnetzagentur  die  
Ergebnisse  ihrer  jährlichen  Markterhebung  zur  Verfügung.  

Die  Betroffene  hatte  im  Jahr  2018  im  Bereich der  Beförderung von  inländischen C2X-Pakets-
endungen  mit  einem  Einzelgewicht  von  bis zu  31,5  kg einen  auf  den  Umsatz  bezogenen  Markt-
anteil  von  über   %.  Von  einer  marktbeherrschenden  Stellung  ist  gemäß  §18  Abs.  4  
GWB  bereits  ab  einem  Marktanteil  von  40  Prozent  auszugehen.  Folglich besitzt  die  Betroffene  
in  diesem  Bereich  eine  herausragende  Marktstellung.  
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Der  Abstand  zum  nächstgrößten  Anbieter  mit  einem  Umsatzanteil  von  rund   %  ist  
überragend und  unterstreicht  die  besondere  Marktstellung  der  Betroffenen.  Im  Markt  existieren  
weitere Anbieter,  deren  Geschäftstätigkeiten  allerdings  auf  andere  Bereiche  (u.a.  B2B-Pakete,  
Expresssendungen)  fokussiert  sind.  Für  sie  stellt  die Beförderung  von C2X-Paketen  nur  ein  
Nischenangebot  dar,  sodass  ihre Umsatzanteile hier  gering  sind.  Somit  sind auch  die größeren  
Marktteilnehmer  nur  in  sehr  begrenztem  Maße  in  der  Lage,  die  Verhaltensspielräume  der   
Betroffenen  auf  dem  relevanten Markt  wettbewerblich wesentlich zu beeinflussen.   

4. 	 Verstoß  gegen  § 25  Abs.  1  Satz  1 i.  V.  m.  §  20 Abs.  2 Satz 1  Nr.  1  PostG   
            (Preishöhenmissbrauch)  

Die  den  streitgegenständlichen  Entgelten  zugrundeliegende  Tariferhöhung  widerspricht  nach  
bisherigem  Kenntnisstand  der  Kammer  dem  Entgeltmaßstab  des  §  20  Abs.  2  Satz  1 Nr.  1  
PostG.   Hinzu  kommt,  dass  die  vergleichsweise höheren  Entgelte  für  offline-frankierte  C2X-
Sendungen im  Verhältnis zu  online-frankierten  Sendungen ebenfalls Bedenken  hinsichtlich  
der  Vereinbarkeit  mit  dem  Aufschlagsverbot  nach  §  20  Abs.  2  Satz  1  Nr.  1  PostG  begegnen.  
Es  ist  von einer  Tatsachengesamtheit  auszugehen,  die  die  Annahme eines massiven   
Verstoßes  gegen den  Entgeltmaßstab  des §  20  Abs.  2  Satz  1  Nr.  1 PostG  begründet.  

Ein  Verstoß  gegen  §  20  Abs.  2  Satz  1 Nr.  1  PostG  ist  anzunehmen,  wenn  Entgelte Aufschläge  
enthalten,  die ein  Anbieter  nur  auf  Grund  seiner  marktbeherrschenden  Stellung  durchsetzen  
kann.  Ein  unzulässiger  Aufschlag  liegt  vor,  wenn Entgelte verlangt  werden,  die  die  KeL  über-
steigen  und  für  diese  Aufschläge keine  rechtlichen  oder  sonstigen  sachlich gerechtfertigten  
Gründe  gem.  § 20  Abs.  2 Satz  2  PostG  nachgewiesen  werden.  Gründe  für  einen zulässigen  
Aufschlag  können  in  der  angemessenen  Berücksichtigung von  Kosten  einer  flächendecken-
den  Versorgung mit  Postdienstleistungen  sowie  von  Kosten  aus  der  Übernahme  von  Ver- 
sorgungslasten  für  die  Beschäftigten,  die aus der  Rechtsnachfolge der  Deutschen  Bundespost  
entstanden  sind, l iegen  (sog.  Lasten  bzw.  neutrale  Aufwendungen).  

a)	  Verstoß  der  Gesamtmaßnahme  gegen  §§ 25  Abs.  2  i.  V.  m.   
            20  Abs.  2  Satz 1  Nr.  1  PostG   

Nach  Auswertung  der  vorliegenden  Ist- und  Plandaten  der  Betroffenen  zu Kosten,  Erlösen  und  
Mengen  für  das  Subsegment  C2X  liegen  deutliche  Anhaltspunkte  dafür  vor,  dass  die  Entgelte  
Aufschläge  enthalten,  die  nicht  durch  –  grundsätzlich berücksichtigungsfähige  –  neutrale  Auf-
wendungen gedeckt si nd.  Die  Höhe der  dem S ubsegment  C2X  zugerechneten  neutralen  Auf-
wendungen hat  die  Kammer  zuletzt  mit  Beschluss BK5-18/003  v.  03.06.2019 ermittelt.  Daraus  
folgt,  dass der  Durchschnittserlös  nach  Umsetzung  der  Preismaßnahme  höher  läge  als  die  
KeL zuzüglich  der  sachlich gerechtfertigten  Lasten.  Dies widerspricht  dem  Aufschlagsverbot  
des Postrechts.    

Die  Kammer  geht  davon  aus,  dass  die  ab  dem  01.01.2020  erhobenen  Beförderungsentgelte  
für  die  Privatkundenpakete Aufschläge enthalten,  die die  Betroffene nur  aufgrund  ihrer  markt-
beherrschenden  Stellung  durchsetzen  kann.  Aufgrund  der  dominanten Stellung  ist  die   
Betroffene im  C2X-Segment  in  der  Lage,  derartige  Aufschläge auf  die KeL,  als wettbewerbs-
analoge Größe,  durchzusetzen.  Es  ist  von  einer  unelastischen  Nachfrage  nach  C2X- 
Beförderungsleistungen  auszugehen.  Hierfür  spricht  der  Umstand,  dass  in  der  Vergangenheit  
durchgeführte  Entgelterhöhungen  nur  marginale Nachfragerückgänge  nach sich  zogen.  

Mit  der  Entgeltmaßnahme würden  die von  der  Betroffenen  vorgetragenen Kosten- und   
Struktureffekte  nach  derzeitigem  Kenntnisstand  überkompensiert.  Die Preismaßnahme  führt  
in  den  Jahren  2020  und  2021  zu einem  höheren  EBIT  im  C2X-Bereich.  Dies kann  nicht  mit  der  
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Kosten- und  Lastensituation  begründet  werden.  Auf  der  Basis  der  im  Maßgrößenverfahren  
2018,  Az.  BK5-18/003,  in Anlage  3  vom  18.05.2018  vorgelegten  Planung  könnte  - unter   
Berücksichtigung  der  EBIT-Effekte  aus  der  Gewinnwarnung  –  ein  höherer  Umsatz  und  ein  
höheres  Ergebnis resultieren.  Dies könnte rechnerisch zu einer  höheren  Tragfähigkeit  führen,  
als im  Price-Cap-Verfahren  angenommen.   Die  Argumentation der  Betroffenen,  wonach die  
für  sie nachteiligen  Struktureffekte  infolge  der  Migration  von  schwer- zu  leichtgewichtigen   
Paketen  sowie  einer  Verlagerung  von  offline-frankierten  zu online-frankierten  Sendungen  die  
Preismaßnahmen erforderten,  trägt  nach  den  bisher  vorgelegten  Daten  nicht  (hierzu  unter  (1)).  
Die  von  der  Betroffenen  vorgetragenen  Kostenwirkungen  unter  Berücksichtigung  der  Kosten  
der  DHL-Delivery-Gesellschaften  für  die  C2X-Paketproduktion  (sog.  Konsolidierungseffekt)  
könnten  eine  Erhöhung  der  Preise  dem  Grunde  nach  rechtfertigen,  allerdings  nicht  in  der   
vorliegenden  Höhe (hierzu  unter  (2)).  Aus  den  von  der  Betroffenen im  Rahmen  der  Vorermitt-
lungen  vorgelegten  Kosten- und Erlösdaten  ergibt  sich für  das Subsegment  „Sonstige   
Paketdienstleistungen“  eine  höhere  Lastentragfähigkeit a ls im  aktuellen  Maßgrößenverfahren  
festgestellt.  Auch vor  diesem  Hintergrund  erscheinen  die  in  Rede  stehenden  Entgelte  der  
Höhe  nach nicht  gerechtfertigt ( hierzu  unter  (3)).   

Im E inzelnen:  

(1)  Struktureffekte  rechtfertigen  Preismaßnahme  nicht  

Die  mit  den Entgeltmaßnahmen  erzielten  Ergebnisverbesserungen überkompensieren  die  mit  
der  Konsolidierung einhergehenden  EBIT-Verluste.  Die  EBIT-Effekte  werden nach  Überzeu-
gung  der  Kammer  tatsächlich  deutlich höher  ausfallen,  als dies mit  Hinweis auf  ausgeprägte  
preisinduzierte Mengenreaktionen  von  der  Betroffenen  unterstellt  wird.  Die  mit  Schreiben  vom  
04.12.2019  und  vom  22.11.2019 dargestellten Nachfragereaktionen  werden  von der  Betroffe-
nen  überschätzt.  Als  ursächlich für  die Nachfragereaktionen  macht  sie  sowohl pr eisinduzierte  
Effekte  als  auch nicht  preisinduzierte  Mengeneffekte  geltend.  Für  keinen  dieser  Effekte hat  die  
Betroffene  nachvollziehbar  dargelegt  und  belegt,  weshalb  sie  zu der  vorgetragenen  EBIT-
Verschlechterung  führen  sollten.   

Die  von der  Betroffenen  geplanten  Paketpreiserhöhungen  führen  auf  Grundlage der  bislang  
vorliegenden  Kosten-,  Lasten- und Mengenbasis  zu  Mehrerlösen in  der  Größenordnung  von  
mehr  als  €  p.a.  und  übersteigen  die  von der  Betroffenen  vorgetragenen  –  
bislang  aber  nicht  belegten  –  EBIT-Verluste  als Folge von  Struktureffekten.  

Die  vorgetragenen  Nachfrageverschiebungen  als  Folge  von preis- und  nicht-preisinduzierten  
Effekten  lassen  sich  auch  aus  den  vorgelegten  Unterlagen  nicht  nachvollziehen.  Weder  aus  
den  für  die  vergangenen  Jahre  vorgelegten  Quartalsauswertungen  noch aus  den  mit   
Schreiben vom  17.12.2019 vorgelegten  Übersichten  zur  Abschätzung der  preisinduzierten  
Mengeneffekte  lassen  sich  diese  Effekte herleiten.    

Mit  Schreiben vom  09.09.2019 hat  die  Betroffene  ausgeführt,  dass aufgrund  von  Struktur- 
verschiebungen  der  durchschnittliche  Erlös abgesunken  sei.  Dieser  Struktureffekt  sei  sowohl  
auf  das  sinkende  Durchschnittsgewicht  als auch auf  die  stärkere  Inanspruchnahme  der  preis-
günstigeren  Onlinefrankierung  zurückzuführen.  So  sei  in  2019  die  Migration  zu  Onlineproduk-
ten  bis heute deutlich stärker  als in  den  Jahren  2014  bis 2018  insgesamt.  Der  Anteil  der  
 Onlinefrankierung  sei  insgesamt  um   Prozentpunkte  gestiegen.  Bereits im  ersten  
Halbjahr  2019  stieg  der  Anteil  um   Prozentpunkte.  Die Betroffene geht  davon  aus,  
dass  der  Anteil  der  online-frankierten  C2X-Sendungen  bis 2020  auf   %  ansteigen  
wird.  Auch  die Verschiebung  zu  leichtgewichtigeren  Sendungen  sei i n  2019  stärker  als in den  
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Vorjahren.  Der  Anteil  der  C2X-Sendungen bis 2  kg  ist  nach  Angaben der  Betroffenen von  
 %  in 2016  auf   %  in  2019  angestiegen.   

Da sich die  Beschleunigung der  Effekte  erst  Ende 2018 bzw.  zu Beginn  des Jahres  2019   
manifestiert  hätte,  habe  dies in den  im  Maßgrößenverfahren  vorgelegten  Plandaten  noch keine  
Berücksichtigung  finden  können.  Die  Kammer  hat  jedoch  erhebliche  Zweifelt,  ob  und  inwieweit  
Nachfrageverschiebungen bei  Päckchen  und  Paketen  eingetreten  sind  bzw.  künftig  eintreten  
werden.  Insbesondere konnte  die  Betroffene  bis dato  nicht  überzeugend  darlegen,  dass  diese  
Nachfrageverschiebungen tatsächlich  zu  einem  Rückgang  der  Durchschnittserlöse  führen  und  
diese Entwicklung mit  einer  deutlichen  EBIT-Verschlechterung einhergeht.   

Die  von der  Betroffenen  unterstellten  Nachfrageverschiebungen innerhalb  des C2X-Segments  
können  aus der  Entwicklung  der  vergangenen  Jahre  jedenfalls nicht  in diesem  Umfang  her- 
geleitet  werden.  Anhand  der  vorliegenden  Absatz- und  Umsatzdaten  für  das Privatkunden-
segment  spricht  vieles  für  eine  langjährig  konstante  Nachfrage  im  C2X-Subsegment.   

In den Jahren  2015  bis 2018 lagen  Absatz- und  Umsatzvolumen  und  damit  auch  die Stücker-
löse  auf  vergleichbarem  Niveau.  Tendenziell  war  im  Betrachtungszeitraum  sogar  ein  Anstieg  
des Stückerlöses um   %  über  den  gesamten  Zeitraum  festzustellen.   

Für  diesen  Betrachtungszeitraum  lässt  sich insbesondere  kein  Trend  erkennen,  wonach  
schwere  DHL-Pakete  durch  leichtgewichtige (Päckchen)-Produkte substituiert  würden.  
Ebenso  wenig  lassen sich  aus der  von  der  Betroffenen  vorgelegten  Quartalsauswertung  preis-
induzierte Mengeneffekte  herleiten.  

Die  von der  Betroffenen unterstellte  Migration geringgewichtiger  Paketsendungen  in  Richtung  
Päckchen  ist  vor  dem  Hintergrund  unterschiedlicher  Leistungsmerkmale  nicht  plausibel.   
Pakete  beinhalten  als Zusatzmerkmale  eine Sendungsverfolgung  sowie  eine Transport- 
versicherung,  welche  für  Päckchen  eben nicht  angeboten werden.  Zudem  bedürfen  Pakete  
einer  Empfangsbestätigung.  Daher  eignet  sich  das Produkt  "Päckchen"  nur  für  den  Versand  
geringwertiger  Waren.  Güter  mit  nicht  nur  geringfügigem  Warenwert  dürften  demgegenüber  
weiterhin als Paketsendungen  aufgegeben  werden.  

Selbst be i  Außerachtlassen des  Aspekts  unterschiedlicher  Leistungsmerkmale  wäre aufgrund  
des Gewichtskriteriums  das Päckchen  allenfalls  als Substitut  für  die  2  kg-Pakete anzusehen.  
Potentielle  Migrationseffekte betreffen  somit  nur  die  gering-gewichtigen  Paketsendungen,  
nicht  indes  die  5,  10  oder  31,5  kg-Paketsendungen.  

Ebenso  wenig  deuten  die  Absatz- und  Umsatzzahlen  für  2019  auf  EBIT-mindernde  Nach- 
frageverschiebungen  hin.  Aus den  von  der  Betroffenen  vorgelegten  Zahlen  geht  vielmehr   
hervor,  dass das  Durchschnittsentgeltniveau der  DHL  Pakete im  Jahr  2019,  das  sich zwischen  

 bewegt,  nicht  signifikant  von  den  von  der  Betroffenen  im  Maßgrö-
ßenverfahren  vorgelegten  Planzahlen  abweicht  (in  2019:   €,  in  2020:   
€).  Auch  geht  aus  der  von ihr  vorgelegten  Übersicht  nicht  hervor,  dass  die  ihrer  Planung   
zugrunde  gelegten Absatzmengen  für  die  Jahre 2019  bzw.  2020  unzutreffend  sind.  Mithin  fehlt  
eine  empirische  Evidenz dafür,  dass strukturelle Effekte  zu  einem  EBIT-Rückgang  geführt   
haben,  der  in signifikanter  Weise  von  der  im  Maßgrößenverfahren  BK5-18/003  mit  Schreiben  
vom  18.05.2018  bereits antizipierten  Umsatzprognose  abweicht.    

Auch die  Ausführungen  der  Betroffenen zu  den  preisinduzierten  Mengeneffekten  überzeugen  
nicht.  Insbesondere  sind  die  Annahmen  der  Betroffenen zur on C2X-
Versendern  nicht  nachvollziehbar.  Die den  Struktureffekten  zugrundeliegende  Annahme  einer  
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preiselastischen  Nachfrage  im  C2X-Subsegment  widerspricht  dem  Befund,  dass  Preis- 
änderungen  der  vergangenen  Jahre,  insbesondere  die  Erhöhung  beim  5  kg-Paket  zum  
01.01.2019  .  Dies  
spricht  vielmehr  für  das  Vorliegen  einer  preisunelastischen  Nachfrage.    

Die  aktuellen Zahlen des letzten  halben  Jahres zeigen,  dass  trotz  Preiserhöhung  des  5 kg-
Paketpreises  (offline),  die  Nachfrage  nach  der  Beförderung von  5  kg-Paketen  in  Summe   

 Richtig  ist,  
 

.  Dies ist  aufgrund  des  erheblichen  Preisunterschieds von  1,50  €  für  die  
im  Übrigen gleiche  Leistungserbringung  nicht  überraschend,  widerlegt  aber  die These  einer  
Abwanderung  von  Kunden zu  alternativen  Paketdienstleistern.   

Hinsichtlich des dargelegten Mengenrückgangs bei  C2X-Sendungen  aufgrund  der  Preismaß-
nahme ist  die  Kammer  der  Ansicht,  dass  der  Umfang  preisinduzierter  Effekte  von der  Betroffe-
nen  überschätzt  wird.  Zweifel  bestehen  in  Bezug  auf  die  Annahmen  der  Betroffenen  zur  Preis-
sensitivität.  Insbesondere die  Ausführungen  der  Betroffenen in ihrem  Schreiben vom  
04.12.2019  zu preisinduzierten Mengeneffekten  und  zu  den  angenommenen  Elastizitäten  für  
die  verschiedenen  C2X-Produkte  überzeugen  nicht  und  geben  Anlass  zu  weiteren  Fragen.   

Die  Betroffene  unterstellt,  dass  die  Nachfrage  nach C2X-Sendungen  ist.  Zum  
Nachweis des von  ihr  erwarteten  Mengenrückgangs  hat  sie  für  jede tarifierungsrelevante   
Gewichtsstufe  –  differenziert  nach  Online  und  Offline  –  die  Absatzmengen  vor  und  nach   
erfolgter  Preismaßnahme  gegenübergestellt  (Schreiben  vom  04.12.2019,  Anlagen  1  und  2).  
Wie  den  Anlagen zu  entnehmen  ist,  geht  die Betroffene  von  ausgeprägten preisinduzierten  
Mengeneffekten  aus.  In  ihrer  Abschätzung nimmt  sie  an,  dass  bei  einer  durchschnittlichen  
Preiserhöhung  von   %  bezogen  auf  das C2X-Portfolio  die Absatzmengen  in diesem  
Bereich  insgesamt  um  rund   %  zurückgehen  und  sich  die Gesamterlöse sogar  um  

 %  verringern.  Infolge  der  Preismaßnahme würden  die  Gesamterlöse der  C2X-
Produkte  nach  ihrer  Abschätzung  von   €  sinken.  Im   
Ergebnis  würde  sich  hierdurch bei  Annahme  eines ansonsten  unveränderten  Kostenniveaus 
die  EBIT-Situation  verschlechtern.   

Sämtliche  C2X-Produkte  sind  nach  Einschätzung  der  Betroffenen 
.  Die  Elastizitätswerte  überschreiten  nach Vortrag  der  Betroffenen für  

 C2X-Produkte den  Wert   Werte  kleiner  als  auf  eine  hohe  preis-
elastische  Nachfrage  hin.   Hieraus  folgt,  dass  insbesondere  für  die   C2X- 
Produkte  ein  Umsatzrückgang  verzeichnet  werden müsste.  Ein  solcher  
Wert i ndiziert  jedoch,  dass  die  Preismaßnahme  mit  EBIT-Verlusten  einherginge.   

Ausgehend  von  diesem  Befund  wären  die durchgeführten  Entgeltmaßnahmen  allerdings   
ökonomisch  irrational.  Ein  kaufmännisch rational  agierendes Unternehmen  hätte  angesichts  
der  erwarteten  hohen  Preissensitivität  die  Entgeltmaßnahme nicht  durchgeführt.  Träfen  die  
Annahmen  der  Betroffenen  mit  Blick  auf  die Preissensitivität  zu,  wäre  die  Entgeltmaßnahme  
nicht  geeignet,  die  von ihr  unterstellten  Erlösminderungen  aufgrund  der  Struktureffekte  zu  
kompensieren.  Im  Gegenteil:  durch  die  Entgeltmaßnahme  würde  sich  die  EBIT-Situation  in  
den  Folgejahren  noch  verschlechtern.   

Da diese  Maßnahme zu einem  überproportionalen  Absatzrückgang  verbunden  mit  einer   
geringeren  Netzauslastung und damit  einhergehenden  Wohlfahrtsverlusten  führen  würde,  
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wäre sie  als ökonomisch  nicht  nachvollziehbare  und  ineffiziente  Maßnahme  nicht  postrechts-
konform.   

(2)  Konsolidierungseffekte rechtfertigen  Höhe der  Preismaßnahme  nicht    

Kostenwirkungen  aus  der  Reintegration  der  DHL  Delivery-Gesellschaften  in die  Organisation  
der  Betroffenen  könnten  Preiserhöhungen  bei  den  C2X-Paketen  dem  Grunde  nach  recht- 
fertigen.  Aufgrund  der  bisher  von  der  Betroffenen nur  unzureichend  vorgelegten  Kosten- 
informationen für  das  Jahr  2019  lässt  sich jedoch  nicht  nachvollziehen,  in  welchem  Umfang  
das C2X-Segment  durch  zusätzliche  Kosten  belastet  wird  und  ich welchem  Maße  dem   
Segment  zuzurechnende  Lasten  nicht  getragen werden  können.  Im  Einzelnen:  

Die  Betroffene  trägt  mit  Schreiben  vom  09.09.2019 vor,  dass  die  im  Maßgrößenverfahren   
festgestellte  Fähigkeit  des  C2X-Segments,  Lasten zu  tragen,  überschätzt  werde.  Bei  der   
Ermittlung  der  Lastentragfähigkeit  im  Rahmen  des  Maßgrößenverfahrens  seien EBIT-Effekte  
aus der  Konsolidierung der  DHL-Delivery-Gesellschaften  ohne  Berücksichtigung geblieben.  
Die  Betroffene  verweist  auf  ihre  Ausführungen  im  Maßgrößenverfahren (Schreiben  der   
Betroffenen  vom  18.05.2018,  Anlage  3),  wonach der  auf  das C2X-Segment  entfallende   
Konsolidierungseffekt   €  betrage.  Der  negative  Wert  sei  im  Wesentlichen  
darauf  zurück zu  führen,  dass aus Gründen  der  Vereinfachung  die  mit  der  Zustellung  von   
Privatkundenprodukten  durch die  Delivery-Gesellschaften  verursachten  Kosten  nicht  auf  die  
Produkte  verteilt  worden  seien,  sondern  im  neutralen  Aufwand  verbucht  wurden.  Mit   
Reintegration  der  Delivery-Gesellschaften  im  Jahr  2019  würden  diese  Kosten  künftig  wieder  
direkt  den  jeweiligen  Produkten  zugerechnet.  Die Kammer  habe  diese Effekte  im  Rahmen  ihrer  
Berechnungen  zur  Höhe  der  Tragfähigkeit  im  Maßgrößenverfahren  unberücksichtigt  gelassen.  
Dem  C2X-Segment  seien  damit  zu  wenig  Kosten  zugerechnet  worden.  Selbst  bei  Berücksich-
tigung  entlastender  Effekte aus  der  Konsolidierung der  DHL-Delivery-Gesellschaften  für  das  
Segment  „sonstige Paketdienstleistungen“  in  Höhe  von  rund   €  sei  die Trag-
fähigkeit  des Paketsegments im  Maßgrößenverfahren  in  Summe  um  mehr  als   
€  überschätzt.  Mit  Schreiben  vom  07.10.2019  erläuterte die  Betroffene  die Verrechnungs- 
beziehungen  zwischen DHL-Delivery-Gesellschaften,  DHL  Paket  GmbH  und  der  Betroffenen.  
Sie  legte zudem  die  Auswirkungen  der  Konsolidierung  der  Tochtergesellschaften  auf  die   
Umsätze  und  Aufwendungen  im  Einzelnen  dar.  Demnach  beliefen  sich  für  das Jahr  2018  die  
Kosten,  die  die  DHL  Delivery  der  Betroffenen  in  Rechnung  gestellt  habe  auf   
€  und  seien  auf  den  Kostenträger   verrechnet  worden,  nicht  
aber  auf  die  Marktprodukte.  Dieser  Betrag  beinhalte  einen  Kostenanteil  für  Privatkunden- 
pakete  sowie  für  die  Auslieferung  von  sonstigen  Paketsendungen  (z.  B.  Importsendungen).  
Der  Kostenträger   sei  im  Rahmen  des  Maßgrößenverfahrens  
von  der  Betroffenen dem   zugeordnet w orden.   

Für  die  beiden  betroffenen  Produktsegmente  C2X  und  sonstige  Paketdienstleistungen  stellte  
die  Betroffene  die  einzelnen  Konsolidierungspositionen dar.  In  Summe  weist  sie  für  den   
Bereich  C2X  belastende  Konsolidierungseffekte in Höhe  von   €,  für  den   
Bereich  der  sonstigen  Paketdienstleistungen  entlastende  Effekte  in Höhe  von  

 €  aus.  Sie  legt  dar,  dass  die  Konsolidierungseffekte  in  der  vorgenannten  Höhe  auch  aus  
Verrechnungsziehungen  zwischen  der  DHL  Paket  GmbH  und  den  DHL  Delivery  Gesell- 
schaften  sowie  der  Betroffenen  resultierten.  Demnach erbringe  die  DHL Paket  GmbH  auch  für  
den  Bereich  der  Privatkundenpakete  Leistungen  für  ,  die  der  
Betroffenen  in  Rechnung  gestellt  würden.  Weitere Konsolidierungspositionen betreffen  die   
Verrechnung  von   zwischen  Betroffener  und  DHL Delivery-Gesellschaften  
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sowie  Kosten  der  DHL  Delivery-Gesellschaften  für    
.   

Die  Betroffene  hat  bislang  nicht  nachgewiesen,  dass  die vorgenannten  Kostenwirkungen  auch  
nach  Reintegration  der  DHL Delivery  Gesellschaften  in  die  Organisation  der  Betroffenen  so  
fortwirken. E ntsprechende  begründende  Kostenunterlagen  hat  sie  nicht  vorgelegt.  

Insbesondere  ist  ungewiss,  ob  aus  der  Reintegration  Synergien  und  Kosteneinspareffekte   
generiert  werden,  die  nicht  nur  die operativen  Abläufe  der  Zustellung  betreffen,  sondern auch  
Kosteneinspareffekte  im  Bereich   

.  Die  Kammer  hatte zuletzt  im R ahmen der  Kostenprüfungen  zum M aßgrößenverfahren  
BK5-18/003  für  die Jahre  ab  2019  bereits  in  erheblichem  Umfang  zusätzliche  Kosten  im   
Personalbereich,  insbesondere für  Neueinstellungen  und  Ausbildung anerkannt.  Den  höheren  
Personalbedarf  begründete  die  Betroffene  seinerzeit  u.  a.  mit  der  Ausweitung  der  Verbund-
zustellung  und  der  Einrichtung  neuer  Zustellbezirke.  Vor  diesem  Hintergrund  ist  nicht  davon  
auszugehen,  dass  sich  historische  Kostenverläufe  bei  den  DHL  Delivery-Gesellschaften,  die  
sich auf  überholte  Verhältnisse beziehen,  für  die  Jahre  2019  und  2020  eins-zu-eins  fort- 
schreiben  lassen.   

Für  die  Jahre  2019  und  2020  hat  die  Betroffene  zudem  EBIT-Konsolidierungseffekte  aus  der  
Verrechnung  von IT-Leistungen  zwischen  der  DHL  Paket  GmbH  und  der  Betroffenen  nicht  
nachgewiesen.  Die  Betroffene  hatte  in  diesem  Zusammenhang  Erträge  aus  der   

 .   allein  für  den Bereich C2X  in Höhe  von   
 €,  in  Abzug  gebracht,  die  –  auf  Grundlage  des bisherigen  Informationsstands  

aus dem  Maßgrößenverfahren  –  in  den  entsprechenden Segmenten nicht  enthalten  waren,  
obgleich  diese  nach Angaben der  Betroffenen  als sonstige  Erträge  den  Marktprodukten  
zugerechnet w aren.  

(3)  Berücksichtigung  der  Lastentragfähigkeit  bei  sonstigen    
     Paketdienstleistungen   

Mit  Blick  auf  die  tatsächliche Entwicklung  der  Lastentragfähigkeit  in den  Segmenten  C2X  und  
bei  den  sonstigen  Paketen  ist  festzustellen,  dass die  Preismaßnahme  nicht  damit  gerecht-
fertigt  werden kann,  das  mit  Beschluss  BK5-18/003 festgestellte  Lastenaufkommen  zu  decken.   

Nach  Angaben  der  Betroffenen  weist  die Deckungsbeitragsrechnung  2018  (Ist)  – selbst  bei  
Berücksichtigung  der  unter  (2)  genannten  EBIT-mindernden  Konsolidierungseffekte  –  eine  im  
Vergleich  zum  Maßgrößenbeschluss  BK5-18/003  geringere  Lastendeckung  in  Höhe  von   
lediglich   €  aus  (vgl.  Anschreiben  der  Betroffenen  vom  04.12.2019,  Anlage  
3).  Dieser  Betrag  resultiert  im W esentlichen  aus einer   
bei  den  sonstigen  Paketdienstleistungen,  aufgrund einer  

. Diese  beträgt  für  das  Jahr  2018  ausweislich  der  Angaben  der   
Betroffenen  im  Price-Cap-Maßgrößenverfahren  statt   €  nunmehr   

 €.  Demgegenüber  verringerte  sich  die  Fähigkeit  des  C2X-Bereichs,  zusätzliche Lasten  
zu  tragen, um    €.  

Unterstellt,  die  von  der  Betroffenen  beschriebenen  Konsolidierungseffekte  wirkten  auch  nach  
Reintegration  der  DHL  Delivery-Gesellschaften  fort,  begründete  dieser  Umstand  bei  isolierter  
Betrachtung  eine  Erhöhung  der  Preise mit  einem  Erlösumfang  von allenfalls  

 €.  Preiserhöhungen,  die  über  einen Mehrerlös von   €  hinausgehen,  
können  nicht  durch  den  Ansatz  neutraler  Aufwendungen  im  Sinne  des  § 20  Abs.  2 Satz  2  
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PostG  gerechtfertigt  werden.  Die  von  der  Betroffenen  zum  01.01.2020  durchgeführten  Preis-
maßnahmen  dürften  demgegenüber  allein bei  den  Grundentgelten zu  Mehrerlösen  in  Höhe  
von   €  führen.  Hinzu  kommen  Mehrerlöse aus  den  Preiserhöhungen  bei  
den  sonstigen  Zusatzleistungen,  wie z.  B.  der  Nachnahme.  Die  vorgetragene  um   

 €  verringerte  Tragfähigkeit  lässt  zudem  unberücksichtigt,  dass die  von  der  Betroffenen  
vorgenommene  Ermittlung  auf  einemhöheren  Ansatz  bei  den  verursachungsgerecht   
zugerechneten  Lasten in  Höhe  von   €  für  die  Bereiche  C2X  und  sonstige  
Paketdienstleistungen  beruht.  Im  Maßgrößenverfahren  BK5-18/003  betrug  der  Ansatz   
lediglich   €.   

Ausgehend  davon  könnten  Preiserhöhungen  im  C2X-Bereich auch nur  in  einer  Größen- 
ordnung  von   €  durch  den  Ansatz  von  ansonsten  nicht  gedeckter  Lasten   
gerechtfertigt  sein.  Die  von der  Betroffenen  mit  den Preismaßnahmen  erzielbaren  Mehrerlöse  
liegen  deutlich oberhalb  dieses Betrags.  

b)	  Verstoß  der  Entgelte  für  die  Beförderung von  C2X-Offlinepaketen  und   
            -päckchen gegen  §§  25  Abs.  2  i. V .  m.  20 Abs.  2 Satz  1  Nr.  1 PostG   

Nach  Auswertung  der  vorliegenden  Unterlagen,  insbesondere  der  Stellungnahme vom  
04.12.2019,  liegen infolge  des  Entgeltabstands  zwischen den  Beförderungsentgelten  für   
offline-frankierte  Sendungen  einerseits  und  online-frankierte  Sendungen  andererseits   
deutliche  Anhaltspunkte  für  einen  Verstoß  gegen  das Aufschlagsverbot  vor.  Die  Ausführungen  
der  Betroffenen zur  Preisdifferenzierung  Online/Offline  auf  Seite  3  sprechen  dafür,  dass  es  an  
der  Kostenorientierung  für  die Preisdifferenzierung  mangelt.  Sie  trägt  vor,  dass  mit  Ausnahme  
der  Nutzung  der  Filialinfrastruktur  für  die  Annahme  von  Privatkundenpaketen  keine  nennens-
werten  Unterschiede  in der  Wertschöpfung  vorlägen.  Letzteres vermag jedoch  den  ausgepräg-
ten  Entgeltabstand  nicht  zu  rechtfertigen.   

Zwar  kann  die  Inanspruchnahme  der  Online-Frankierung  für  eine Entlastung  der  Filial- 
infrastruktur  sorgen,  da  die  Informationsbeschaffung  im  Internet  erfolgt  und  somit  in  der  Filiale  
ggf.  keine Beratung  mehr  durchgeführt  werden  muss.  Allerdings  dürften  die  damit  einher- 
gehenden Kosteneffekte sich  in  einer  eher  zu vernachlässigenden Größenordnung  bewegen.  
Jedenfalls bestehen  keine Unterschiede  in  den personalintensiven  und  damit  kostenträchtigen  
Sortier- und  Zustellprozessen,  welche  ausweislich der  Price-Cap-Unterlagen mehr  als   

 %  der  Wertschöpfungskosten insgesamt  ausmachen.   

Die  Betroffene  rechnet  den  überwiegenden  Teil  der  Lasten  des  C2X-Segments  offenbar   
selektiv  den  offline-frankierten  Paketen  zu.  Nach  Angaben  der  Betroffenen  zur  Absatz- und  
Durchschnittspreisentwicklung  in 2018  beläuft  sich  der  durchschnittliche  Preis für  ein  DHL-
Paket  auf   €.  Die  durchschnittlichen Kosten  belaufen  sich  für  ein  DHL-Paket  auf  

 €  inklusive der  Kosten  aus  Konsolidierung  der  DHL Delivery-Gesellschaften,   
jedoch  ohne  Lasten- und  Gewinnansatz  (vgl.  Schriftsatz  der  Betroffenen  vom  17.12.2019).  
Nach  Berücksichtigung  eines angemessenen  Gewinnzuschlags  und  nach  Abzug  der  originär  
zugerechneten  Lasten  verbleibt  als Beitrag  zur  Lastendeckung  anderer  Bereiche  ein Betrag  
von  durchschnittlich   €.  Die  Belastung  der  offline-frankierten  Pakete  mit  zusätzli-
chen neutralen  Aufwendungen  beläuft  sich  demgegenüber  auf  durchschnittlich rund  

 €,  während  die  online-frankierten Pakete aufgrund  der  Preissetzung  der  Betroffenen  
keinen  weiteren  Beitrag  zur  Lastendeckung  erzielen  müssen.  Die  Zuordnung zusätzlicher   
Lastenanteile  erfolgt  also  –  abhängig  von der  Art  der  Frankierung  –ungleich und  zu Lasten  der  
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Offline-Versender  ohne  sachlich erkennbare  Gründe.  Die  zum  01.01.2020  erfolgten  Preismaß-
nahmen,  die  sowohl  online- und  offline-frankierte  Pakete  betreffen,  lösen  dieses  ungleiche  
Verhältnis nicht  erkennbar  auf.  

Die  von  der  Betroffenen  festgelegten  unterschiedlichen  Entgelte  resultieren  somit  daraus,  dass  
sie in die Entgelte  für  online-frankierte  Pakete  lediglich die  KeL  zuzüglich der  originären  Lasten  
einkalkuliert,  während  sie  den  Entgelten  für  die  offline-frankierten Paketprodukte  neben den  
KeL und  originären  Lasten  auch zusätzlich  die  Lasten  anderer  Segmente  bzw.  Subsegmente  
zurechnet.  Eine  derartige selektive Verrechnung und  Zurechnung  von  Lasten  kann  als  Aus-
fluss  monopolistisch geprägten  Verhaltens  gewertet  werden  und  ist  nicht  postrechtskonform.   

Eine  ausschließlich auf  das  Frankierverhalten  abstellende Entgeltspreizung  widerspricht  dem  
Grundsatz  der  Verursachungsgerechtigkeit.  Da  die  Art  der  Freimachung  für  den  Wert- 
schöpfungsprozess  nur  von nachrangiger  Bedeutung  ist,  ist  eine  selektive  Lastenzurechnung,  
wie  die  Betroffene  sie  vorliegend  umgesetzt  hat,  nicht  sachgerecht.  Eine  Verrechnungslogik,  
bei  der  die  Freimachungsart  über  die  Lastenzurechnung  entscheidet,  ist  unvereinbar  mit  dem  
Grundsatz  der  Kostenverursachungsgerechtigkeit.  Als Allokator,  der  eine  sachgerechte  und  
angemessene  Berücksichtigung von  Lasten  gem.  §  20  Abs.  2  Satz  2  PostG  ermöglicht,   
scheidet  die  Art  der  Frankierung  aus.  

Die  von  der  Betroffenen  vorgenommene  selektive  Lastenzurechnung  ist  auch  im  Hinblick  auf  
Tragfähigkeitsüberlegungen  nicht  gerechtfertigt.  Nach Spruchpraxis der  Kammer  kann  eine  
von  der  Kostenverursachung  abweichende  Tarifierung  nur  dann  gerechtfertigt  sein,  wenn die  
Betroffene  andernfalls nicht  in  der  Lage  wäre,  ein  konkurrenzfähiges  Angebot  abzugeben.   
Davon  kann  bereits  aufgrund  ihrer  überragenden  Marktstellung  vorliegend  jedoch  keine  Rede  
sein.  Mit  dem  höheren  Entgelt  für  offline-frankierte  Pakete  nutzt  die  Betroffene die  vergleichs-
weise schwach  ausgeprägte  Wechselbereitschaft  nicht-internetaffiner  Versender  mit  ent- 
sprechender  Zahlungsbereitschaft  aus.   

5.  Vorlage  von  Kosten- und  Mengendaten  im  Rahmen  der  Entgeltüberprüfung  

Zur  Durchführung  des  Entgeltüberprüfungsverfahrens wird  die Betroffene  aufgefordert,   
nachfolgende  Unterlagen und  Erläuterungen  vorzulegen:  

a)  Angaben  zu  den  segmentbezogenen  Mengen,  Erlösen,  KeL,  verursachungsgerecht  
zugerechneten  Lasten des C2X-Bereichs  (Basis- und  Zusatzleistungen)  sowie  weiteren,  dem  
Segment  zugerechneten Lasten  für  die  Jahre  2018  und 2019 (Ist)  sowie  2020  und  2021  (Plan),  
analog  zu den  Angaben im  Schriftsatz  vom  04.12.2019,  Anlage  4.  Die  im  Rahmen  des   
Maßgrößenbeschlusses BK5-18/003  vom  03.06.2019  bereits  erfolgten  Anpassungen  gegen-
über  dem  Datenmaterial  vom  18.05.2018 sind  zu  berücksichtigen.   

b)  Angaben zu  den KeL,  aufgegliedert  nach Wertschöpfungskosten  und  Gemeinkosten,  
getrennt  nach den  Produkten  Päckchen  S,  Päckchen  M,  DHL Paket  2  kg,  DHL  Paket  5  kg,  
DHL  Paket  10  kg,  DHL  Paket  31,5  kg sowie  den  sonstigen  Leistungen  und  Zusatzleistungen  
wie  Nachnahme,  Transportversicherung,  Pluspäckchen,  Sperrgut  etc.  für  die  Jahre  2018  und  
2019  (Ist)  sowie  2020 und  2021  (Plan).  Soweit  bei  den  vorgenannten  Produkten  Kosten- 
unterschiede  durch  die  online-/offline-Frankierung  entstehen,  sind  die  KeL  je  Produkt  getrennt  
nach  online- und  offline-frankierter  Leistung darzulegen;  etwaige  Kostenunterschiede  sind   
detailliert  zu  erläutern.  

c)  Angaben  zu  den  Mengen  und Umsätzen  des C2X-Segments,  getrennt  nach  den  offline- 
und  online-frankierten  Produkten  Päckchen  S,  Päckchen  M,  DHL  Paket  2  kg,  DHL  Paket  5  kg,  
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DHL  Paket  10  kg,  DHL  Paket  31,5  kg sowie  den  sonstigen  Leistungen  und  Zusatzleistungen  
wie  Nachnahme,  Transportversicherung,  Pluspäckchen,  Sperrgut  etc.  für  die  Jahre  2018  und  
2019  (Ist)  sowie  2020 und  2021  (Plan).  

d)  Angaben zur  Höhe  der  verursachungsgerecht  sowie  weiteren  dem  C2X-Segment   
zugerechneten  Lasten und  deren  Verteilung  auf  die offline- und  online-frankierten  Produkte  
Päckchen  S,  Päckchen  M,  DHL  Paket  2  kg,  DHL Paket  5  kg,  DHL  Paket  10  kg,  DHL  Paket  
31,5  kg  sowie  den  sonstigen  Leistungen  und  Zusatzleistungen  wie Nachnahme,  Transport-
versicherung,  Pluspäckchen,  Sperrgut  etc.  für  die  Jahre  2018  und  2019  (Ist)  sowie  2020  und  
2021  (Plan).   

e)  Angaben  zur  Entwicklung  der  sonstigen  Erträge  und internen  Erlöse  des C2X- 
Segments  für  die  Jahre 2018  und  2019 (Ist)  sowie  2020 und  2021  (Plan).  Unterschiede zu  
Angaben  im  Maßgrößenverfahren  BK5-18/003,  insbesondere  mit  Blick auf  etwaige Erträge  
aus der  IT-Verrechnung  mit  der  DHL  Paket  GmbH,  sind  zu  erläutern.  Sofern  die  DHL  Paket  
GmbH  oder  ggf.  andere  Konzerngesellschaften  Leistungen  mit  den  Segmenten  C2X,  B2X  und  
sonstige Paketdienstleistungen  verrechnen,  sind  diese Leistungen sowie  die Höhe  und  deren  
Verteilung auf  die  vorgenannten  Segmente  für  die  Jahre  2018  und 2019  (Ist)  sowie  2020  und  
2021  (Plan)  im  Einzelnen zu  erläutern  und  rechnerisch darzulegen.  

f)  Angaben zur  EBIT-Entwicklung  des  Segments sonstige  Paketdienstleistungen  für  die  
Jahre  2018  und  2019  (Ist)  sowie 2020 und  2021  (Plan),  analog  zu den  Angaben im  Schriftsatz  
vom  04.12.2019,  Anlage  4.   Die  im  Rahmen  des  Maßgrößenbeschlusses  BK5-18/003  vom  
03.06.2019  bereits  erfolgten  Anpassungen  gegenüber  dem  Datenmaterial  vom  18.05.2018  
sind  zu  berücksichtigen.   

g)  Angaben  zur  Mengen- und  Durchschnittspreisentwicklung,  getrennt  nach DHL  Paketen  
und  Päckchen,  für  die  Jahre 2005  bis 2019  sowie  Angaben  über  die  Preiselastizität  der   
Nachfrage  für  diesen  Zeitraum.  

 

Mit  Blick  auf  die  vom  Gesetzgeber  vorgesehene zweimonatige  Verfahrensfrist  wird die  
Betroffene  aufgefordert,  die  genannten  Angaben  und  Erläuterungen  bis spätestens  zum  
11.02.2020  vorzulegen.  

Bonn,  den  28.01.2020  

Dreger   

Vorsitzende 

Willemsen  

Beisitzerin  

Balzer  

Beisitzer  

Hinweis:  
Für  individuell z urechenbare öffentliche  Leistungen  der  Beschlusskammer  werden Gebühren  
nach  der  Besonderen  Gebührenverordnung  der  Beschlusskammern  Post  und Telekommuni-
kation der  Bundesnetzagentur  (BKGebV)  erhoben.  Weitere  Informationen  finden Sie  unter  
„Aktuelles“  auf  den  Internetseiten  der  Beschlusskammern  2,  3,  5  und  11  unter  www.bundes-
netzagentur.de.  
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